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Niedersächsisches Finanzgericht

Urteil

vom

19. Oktober 1999

Az.: 6 K 364, 383/96

Stichwort 

Stpfl. einer Unterstützungskasse bei Änderung des Durchführungsweges.

Niedersächsisches Finanzgericht

Az.: 6 K 364/96, 6 K 383/96

Im Namen des Volkes

Urteil

In den Rechtsstreiten 

Kläger,

Proz.-Bev.:

 

gegen

Finanzamt 
 

Beklagter,

wegen

Körperschaftsteuer 1988

Körperschaftsteuer 1987

hat das Niedersächsische Finanzgericht - 6. Senat - nach mündlicher Verhandlung am 19. Oktober 1999 durch 

den Präsidenten des Finanzgerichts                    als Vorsitzender,

die Richterin am Finanzgericht        und

den Richter am Finanzgericht 

sowie die ehrenamtlichen Richter Herr          und Frau 

für Recht erkannt: 

Die Körperschaftsteuerbescheide für 1987 und 1988 jeweils vom 01.06.1995 sowie die hierzu ergangenen Einspruchsentscheidungen jeweils vom 29.05.1996 werden aufgehoben.

Der Beklagte hat die Kosten zu tragen.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe der dem Kläger zu erstattenden Kosten abwenden, wenn dieser nicht vor der Vollstreckung Sicherheit in derselben Höhe leistet. Die Revision wird zugelassen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil ist die   R e v i s i o n   zugelassen worden.

Die Revision ist durch einen Rechtsanwalt, Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer einzulegen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte, welche die Befähigung zum Richteramt besitzen, vertreten lassen. Die Revision muss innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich beim Niedersächsischen Finanzgericht in Hannover, Hermann-Guthe-Str. 3, eingegangen sein und spätestens innerhalb eines weiteren Monats begründet werden. In der Revision ist das angefochtene Urteil anzugeben. Die Revision oder die Revisionsbegründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel ergeben. Die Frist für die Revisionsbegründung kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag durch den Vorsitzenden des zuständigen Senats des Bundesfinanzhofs verlängert werden.

Im Übrigen wird auf die Vorschriften der §§ 118 bis 121 Finanzgerichtsordnung (FGO) und Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanzhofs verwiesen.

Anschrift des Finanzgerichts:

Hausadresse: Niedersächsisches Finanzgericht

Hermann-Guthe-Str. 3

30519 Hannover

Telefax: (0511) 84 08 - 499

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Kläger als Unterstützungskasse nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG von der Körperschaftsteuer befreit ist.

Der Kläger wurde durch Satzung vom 6. November 1987 errichtet. Gemäß § 2 der Satzung ist ausschließlicher und unabänderlicher Zweck des Klägers die freiwillige, einmalige, wiederkehrende oder laufende Unterstützung von Betriebsangehörigen oder ehemaligen Betriebsangehörigen der Firma S                     KG (S.) bei Erwerbsunfähigkeit und im Alter nach Maßgabe dieser Satzung und der Leistungsrichtlinien des Klägers. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist ausgeschlossen.

Gemäß § 12 der Satzung haben die Leistungsempfänger keinen Rechtsanspruch auf die Leistungen des Klägers. Ein Rechtsanspruch kann auch durch wiederholte oder regelmäßige Zahlungen weder gegen den Kläger noch gegen die Firma begründet werden.

Durch Fortsetzung der Gründungsversammlung am 26. Januar 1988 wurde § 6 Abs. 3 der Satzung, der die Zusammensetzung und die Wahl des Vorstandes bestimmt, geändert.

Der Kläger meldete mit Schriftsatz vom 20.11.1987, der am 01.12.1987 beim Amtsgericht           einging, seine Errichtung zum Vereinsregister an. Die Eintragung erfolgte am 18.02.1988.

Durch Beschluss des Vorstandes vom 17.11.1987 zahlte der Kläger ab November 1987 an die in der Anlage zu dem Sitzungsprotokoll benannten Rentner gemäß dem ebenfalls beigefügten Leistungsplan laufende Versorgungsleistungen. Jeder Rentner erhält die Rente in der bisherigen Höhe.

Die S. übertrug im Wirtschaftsjahr 1987 für die vom Kläger übernommenen laufenden Leistungen das nach § 4 d EStG ermittelte Deckungskapital in Höhe von 7.657.692 DM auf den Kläger.

Der Kläger gab für die Streitjahre 1987 und 1988 keine Körperschaftsteuererklärungen ab, da er davon ausging, dass er von der Körperschaftsteuer befreit ist.

Nach einer Außenprüfung ging der Beklagte davon aus, dass der Kläger im Prüfungszeitraum in vollem Umfang gemäß § 6 KStG überdotiert und deshalb steuerpflichtig sei. Demgemäß veranlagte der Beklagte den Kläger durch Bescheide vom 01.06.1995 zur Körperschaftsteuer für 1987 und 1988. Die hiergegen erhobenen Einsprüche wies der Beklagte durch Einspruchsentscheidungen vom 29.05.1996 als unbegründet zurück.

Mit ihren hiergegen erhobenen Klagen begehrt der Kläger die Aufhebung der Körperschaftsteuerbescheide. Zur Begründung trägt er im wesentlichen vor, entgegen der Auffassung des Beklagten sei die Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG nicht bereits deshalb ausgeschlossen, weil der Kläger erst im Jahre 1988 in das Vereinsregister eingetragen wurde und hierdurch die Rechtsfähigkeit erlangt habe. Zwar gelte die Steuerbefreiung nur für rechtsfähige Kassen. Sie sei jedoch auch auf den bereits errichteten Vor-Verein anzuwenden. Dies folge daraus, dass der Vor-Verein mit Satzungserrichtung als in Entwicklung befindliche juristische Person entstanden und mit dem späteren rechtsfähigen Verein identisch sei. Auf den Zeitraum zwischen Errichtung, Anmeldung und die spätere Eintragung habe der Kläger keinen Einfluss. Deshalb könne aus einer späteren Eintragung keine nachteilige Wirkung für den Kläger hergeleitet werden. Dies werde auch durch die Rechtsprechung des BFH bestätigt.

Im übrigen sei auch der Auffassung des Beklagten, dass der Kläger überdotiert gewesen sei, nicht zu folgen. Entgegen der Auffassung des Beklagten stehe der Übertragung der Versorgungsverpflichtungen des Trägerunternehmens auf den Kläger nicht § 4 BetrAVG entgegen. § 4 BetrAVG erfasse zwar auch laufende Renten, sei aber nur auf die Fälle eines echten Schuldnerwechsels anwendbar. Die Vorschrift greife nicht in Fällen einer Schuldnerübertragung ohne Arbeitgeberwechsel ein. Hierzu gehörten auch die Fälle, in denen eine unmittelbare Versorgungsverpflichtung des Arbeitgebers auf dessen eigene Unterstützungskasse übertragen werden solle. Die Verpflichtung des Trägerunternehmens gegenüber den Rentnern sei auch in einer vertraglich wirksamen Weise auf den Kläger übertragen worden. Der Beklagte irre, wenn er meine, dass die rechtsverbindlichen Versorgungszusagen durch die KG unverändert fortbestünden und dass die Klägerin keine eigenen Versorgungsverpflichtungen eingegangen sei, weshalb sie mit ihrem gesamten Vermögen überdotiert sei. Der Beklagte habe die arbeitsrechtliche Ausgangslage bei Versorgungsverpflichtungen verkannt, insbesondere sei ihm entgangen, dass die Rentner auch bei einer Unterstützungskassenversorgung unweigerlich einen festen Rechtsanspruch gegenüber dem Trägerunternehmen besäßen. Dass der Kläger und sein Trägerunternehmen die Rentner über diese arbeitsrechtlichen Zusammenhänge korrekt aufgeklärt hätten, sei nicht steuerschädlich. Wegen der wirksam eingegangenen eigenen Versorgungsverpflichtungen sei der Kläger von seinem Bestehen an zu keinem Zeitpunkt überdotiert gewesen.

Der Kläger beantragt,

die Körperschaftsteuerbescheide 1987 und 1988 jeweils vom 01.06.1995 in Gestalt der Einspruchsentscheidungen vom 29.05.1995 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,


die Klagen abzuweisen.

Zur Begründung verweist er auf seine Ausführungen in den Einspruchsbescheiden. Hiernach sei für 1987 eine Steuerbefreiung bereits ausgeschlossen, weil der Kläger erst im Folgejahr in das Handelsregister eingetragen worden sei. Die Befreiungsvorschrift des § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG gelte jedoch nur für rechtsfähige Unterstützungskassen.

Auch im übrigen lägen die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG nicht vor. Eine Befreiung sei gegeben, wenn die Unterstützungskasse den Leistungsempfängern keinen Rechtsanspruch gewähre. Für die Beurteilung dieser Frage werde steuerrechtlich allein darauf abgestellt, dass die Kasse Rechtsansprüche auf ihre Leistungen formal, d.h. nach dem Wortlaut ihrer Satzung und dieser gleichgestellter Vereinbarungen ausgeschlossen habe.

Dieser Ausschluss von Rechtsansprüchen stehe zwar im Widerspruch zu der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts. Er werde jedoch vom Steuerrecht ignoriert, um die in § 5 KStG vorgegebene Unterscheidung zwischen Unterstützungskassen und Pensionskassen durchzuführen. Die Steuerbefreiung der Unterstützungskassen setze nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG desweiteren voraus, dass das Vermögen und die Einkünfte der Kasse satzungsgemäß zu verwenden seien bzw. die satzungsgemäße Verwendung durch die tatsächliche Geschäftsführung sichergestellt sei. Hieran mangele es, weil die Leistung tatsächlich zur Erfüllung einer Drittschuld eingesetzt worden sei. Die Leistungsempfänger seien im Besitz von nicht widerrufenen Pensionsansprüchen, die ihnen die S. durch Direktzusagen verschafft habe. Die nach dem Leistungsplan der Kasse vorgesehenen Leistungen müsse sich der Empfänger auf ihre Ansprüche aus den Direktzusagen anrechnen lassen, weil die S. dieses bei Errichtung der Kasse gegenüber allein Arbeitnehmern so festgelegt habe. Folge hieraus sei, dass die vorgesehenen Leistungen der Unterstützungskasse Pensionsschulden der Kassenträgerin tilgen würde. Die Kasse sei deshalb nicht steuerbefreit.

Der Auffassung des Klägers, dass die Pensionsverpflichtungen des Trägerunternehmens aus den Direktzusagen nicht mehr als Primärschuld, sondern nur noch als Haftungsschuld des Trägerunternehmens fortbestünden, könne ebenfalls nicht gefolgt werden. Der Fortfall der Primärverpflichtung setze voraus, dass die Schuld auf einen Dritten übergegangen sei. Ein derartiger Übergang hätte allerdings zur Folge, dass die Freiwilligkeit der Leistung entfiele und damit eine Steuerbefreiung nicht möglich wäre. Demzufolge beruft sich der Kläger auch für den Wegfall der Primärverpflichtung allein auf die arbeitsrechtliche Rechtsprechung. Da die arbeitsrechtliche Rechtslage jedoch steuerrechtlich negiert wird, könne sie auch nicht für die Auslegung herangezogen werden. Das Trägerunternehmen werde daher nicht umhin können, seine Pensionsverpflichtung zu widerrufen, um die angestrebte Steuerbefreiung künftig erlangen zu können.

Entscheidungsgründe:

Die Klage ist begründet.

I. Der Kläger ist als rechtsfähige Unterstützungskasse gem. § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG von der Körperschaftsteuer befreit.

1. Rechtsfähige Unterstützungskassen, die den Leistungsempfängern keinen Rechtsanspruch gewähren, sind gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG von der Körperschaftsteuer befreit, wenn sich die Kasse beschränkt 

a) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige einzelner oder mehrerer wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe einschließlichen deren Angehörige

b) wenn sichergestellt ist, dass der Betrieb der Kasse nach dem Geschäftsplan und nach der Art und Höhe der Leistungen eine soziale Einrichtung darstellt,

c) wenn vorbehaltlich des § 6 KStG die ausschließliche und unmittelbare Verwendung des Vermögens und der Einkünfte der Kasse nach der Satzung und der tatsächlichen Geschäftsführung für die Zwecke der Kasse dauernd gesichert ist und 

d) wenn am Schluss des Wirtschaftsjahres das Vermögen ohne Berücksichtigung künftiger Versorgungsleistungen nicht höher ist als das um 25 vom Hundert erhöhte zulässige Kassenvermögen.

Im Streitfall ist von den tatbestandlichen Voraussetzungen allein streitig, ob der Kläger Leistungen an die begünstigten Leistungsempfänger gemäß seiner Satzung ohne Rechtsanspruch erbringt oder ob die Auszahlung an die Leistungsberechtigten zum Zwecke der unmittelbaren Erfüllung der fortbestehenden Leistungsverpflichtungen des Trägerunternehmens dient und damit gegen § 5 Abs. 1 Nr. 3 c) KStG verstößt.

2. Der Kläger ist eine rechtsfähige Unterstützungskasse, die nach ihrer Satzung den Leistungsempfängern keinen Rechtsanspruch auf die Versorgungsleistung gewährt. 

a) Der vom Beklagten für das Streitjahr 1987 zunächst erhobene Einwand der mangelnden Rechtsfähigkeit greift nicht durch. Die Rechtsfähigkeit einer Unterstützungskasse dient als Abgrenzungsmerkmal zur Sicherung des Kassenvermögens und damit als Garantie der vermögensmäßigen Trennung des Kassenvermögens vom Vermögen des Trägerunternehmens. Es knüpft an die Unterscheidung der gesellschaftsrechtlichen Rechtsformen an, die einerseits mit ihrer Eintragung in das öffentliche Register als juristische Person entstehen, andererseits als nicht rechtsfähige Personenvereinigung den jeweiligen Mitgliedern zuzuordnen ist. Das Erfordernis der vermögensmäßigen Trennung erfüllt bereits eine juristische Person, die sich durch ihre Errichtung als Vor-Gesellschaft auf dem Weg zur vollgültigen Körperschaft befindet. Als Vor-Gesellschaft ist sie bereits fähig eigene Rechte zu erwerben, eigenes Gesellschaftsvermögen zu bilden und ihre eigene Eintragung in das Register zu beantragen (vgl. Karsten Schmidt; Gesellschaftsrecht, 3. Aufl., § 11 IV 2 a). Dementsprechend ist der Kläger bereits im Streitjahr 1987 vor seiner Eintragung in das Vereinsregister rechtsfähig gewesen.

b) Die Leistungsempfänger hatten nach der Satzung des Klägers keinen Rechtsanspruch auf die erbrachten Leistungen. Nach §§ 2, 12 der Satzung des Klägers ist ausschließlicher und unabänderlicher Zweck des Vereins die freiwillige, einmalige, wiederkehrende oder laufende Unterstützung von Betriebsangehörigen der Firma S bei Erwerbsunfähigkeit und im Alter nach Maßgabe der Satzung und der Leistungsrichtlinien des Vereins. Die Leistungsempfänger haben keinen Rechtsanspruch auf Leistungen des Vereins. Auch durch wiederholte oder regelmäßige Zahlungen kann kein Rechtsanspruch begründet werden. Alle Zahlungen erfolgen freiwillig mit der Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs. Der Leistungsplan des Klägers enthält einen entsprechenden Passus. Aus der Satzung und den Leistungsrichtlinien des Vereins läßt sich nach dem eindeutigen Wortlaut ein Rechtsanspruch auf die jeweilige Versorgungsleistung des Leistungsempfängers nicht entnehmen. 

c) Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) zur Bedeutung derartiger Satzungsbestimmungen steht der Freiwilligkeit der Leistung im steuerlichen Sinne nicht entgegen. Zwar vertritt das BAG in ständiger Rechtsprechung die Auffassung, aus einer Satzungsklausel, die Rechtsansprüche auf die Leistungen der Unterstützungskasse ausschließe, ergebe sich lediglich ein an sachliche Gründe gebundenes Widerrufsrecht der Kasse (s. BAG-Urteile vom 17.Mai 1973  3 AZR 381/72, Nachschlagewerk des Bundesarbeitsgerichts, Arbeitsrechtliche Praxis Nr.6 zu § 242 des Bürgerlichen Gesetzbuches --BGB-- Ruhegehalt-Unterstützungskassen, BB 1973, 1308; vom 28.April 1977  3 AZR 300/76, BB 1977, 1202; vom 10.November 1977  3 AZR 705/76, AP Nr.8 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstützungskassen, BB 1978, 762; vom 5.Juli 1979 3 AZR 197/78, AP Nr.9 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstützungskassen, BB 1979, 1605). Diese Rechtsprechung gilt – wie im Streitfall - für Ansprüche auf Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlass eines Arbeitsverhältnisses (betriebliche Altersversorgung i.S. des § 1 Abs.1 Satz 1 BetrAVG). 

Die steuerrechtlichen Folgen der Rechtsprechung des BAG sind umstritten. Beul (DB 1987, 2603) meint, aufgrund der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung seien Unterstützungskassen zu Pensionskassen geworden (gl. A. im Ergebnis Blomeyer, BB 1980, 789). Dagegen wird die Ansicht vertreten, die Rechtsprechung des BAG habe auf die steuerrechtliche Qualifizierung einer Versorgungseinrichtung als Unterstützungskasse keine Auswirkung (Schmidt/Seeger, EStG, 18. Aufl., § 4 d Rz. 5, Ahrend/Förster/ Rößler, Steuerrecht der betrieblichen Altersversorgung, 2.Aufl., 1990, 3.Teil Rdnr.46 ff.; Pieger, BB 1981, 1618). 
d) Der Senat folgt der letztgenannten Auffassung, der sich auch der BFH angeschlossen hat (BFH- Urteil vom 05.11.1992 I R 61/89, BFHE 169, 369, BStBl II 1993, 185). Danach sind rechtsfähige Versorgungseinrichtungen, die --z.B. durch eine Satzungsbestimmung-- Rechtsansprüche auf ihre Leistungen ausschließen, auch dann Unterstützungskassen i.S. der §§ 1 Abs.4 Satz 1 BetrAVG und 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG, wenn aufgrund der Rechtsprechung des BAG Rechtsansprüche auf die Leistungen unter dem Gesichtspunkt der Geschäftsbesorgung für das Trägerunternehmen unmittelbar gegen die Unterstützungskasse bestehen. Bereits vor Inkrafttreten des BetrAVG wurde zwischen Pensionskassen und Unterstützungskassen unterschieden; Unterscheidungsmerkmal war, ob die Kasse auf ihre Leistungen einen Rechtsanspruch gewährte oder nicht (s. z.B. §§ 9 bis 11 der Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung i.d.F. vom 26.März 1969 --KStDV 1968--; BGBl I 1969, 270, BStBl I 1969, 158; zur historischen Entwicklung der Unterscheidung s. BVerfG in BVerfGE 74, 129; Blomeyer, a.a.O.). Vor Verabschiedung des BetrAVG war auch bekannt, dass Satzungsklauseln von rechtsfähigen Unterstützungskassen, die Rechtsansprüche auf die Leistungen der Kasse ausschließen, nach der Rechtsprechung des BAG (Urteil in AP Nr.6 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstützungskassen, BB 1973, 1308) nur ein an sachliche Gründe gebundenes Widerrufsrecht der Kasse begründeten, also das Entstehen von Rechtsansprüchen nicht verhinderten. Der Unterschied zwischen einer Pensionskasse und einer Unterstützungskasse lag somit nicht (mehr) darin, dass gegen die Pensionskasse Rechtsansprüche und gegen die Unterstützungskasse keine Rechtsansprüche auf die Leistungen bestehen. Unterscheidungsmerkmal war vielmehr --was auch in dem Begriff "gewähren" anklingt--, ob die Kasse von sich aus Rechtsansprüche auf ihre Leistungen einräumte oder ob sie --formalrechtlich (s. BVerfG in BVerfGE 65, 196)-- Rechtsansprüche auf ihre Leistungen ausschloss. § 1 Abs.3 Satz 1 und Abs.4 Satz 1 BetrAVG geht, indem er an das vorgefundene Abgrenzungsmerkmal anknüpft, von dieser Rechtslage aus.

3. Der Kläger hat durch die Leistungsgewährung auch nicht gegen § 5 Abs. 1 Nr. 3 c KStG verstoßen, in dem er auf die Verpflichtungen des Trägerunternehmens leistete. Die Regelung will sicherstellen, dass das Vermögen und die Einkünfte der Kasse sowohl nach der Satzung als auch nach der tatsächlichen Geschäftsführung dauernd, ausschließlich und unmittelbar zweckentsprechend verwendet werden. Die Erfüllung fremder Verpflichtungen, die nicht durch Satzungszwecke legitimiert ist, ließe die Steuerbefreiung entfallen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Erfüllung von Ansprüche, die aufgrund der Rechtsprechung des BAG unter dem Gesichtspunkt der Geschäftsbesorgung für das Trägerunternehmen unmittelbar gegen die Unterstützungskasse bestehen, einer satzungsgemäßen Mittelverwendung nicht entgegen steht. Insofern gelten die Ausführungen zu 2 d) entsprechend.

a) Im Streitfall hat der Kläger durch die Gewährung der Versorgungsleistungen zugleich die fortbestehenden Rechtsansprüche der Leistungsempfänger gegen das Trägerunternehmen zum Erlöschen gebracht. Dies ergibt sich zum einen aus dem Leistungsplan der Unterstützungskasse, wonach die von ihr gewährten Leistungen auf die von der Firma S unmittelbar zugesagten Leistungen angerechnet werden. Zum anderen wird den Leistungsberechtigten durch ein Schreiben der Firma S vom 17.11.1987 (Bl. 32 FG-Akte) mitgeteilt, dass die von der Unterstützungskasse gewährten Leistungen gegen die Leistungen aufgerechnet werden, die unmittelbar durch den Arbeitgeber zugesagt wurden.

Die doppelte Tilgungswirkung der Leistung des Klägers steht einer satzungsgemäßen Mittelverwendung indes nicht entgegen. Die Ansprüche gegen das Trägerunternehmen sind – wie der Beklagte zu Recht hervorhebt - nicht auf den Kläger übergegangen.

b) Die Übernahme aufrechtzuerhaltender Versorgungsanwartschaften kann gemäß § 415 BGB nur mit Zustimmung des Arbeitnehmers übernommen werden. § 4 BetrAVG enthält zwar zudem eine die Schuldübernahme der §§ 414 ff. BGB zugunsten der Berechtigen verschärfende Schutzvorschrift, um ihnen das mit einer Übertragung möglicherweise verbundene Risiko der erhöhten Insolvenzgefahr des neuen Schuldners zu ersparen. Entsprechend dieses Zwecks ist § 4 BetrAVG jedoch nur auf den Schuldübergang mit Arbeitgeberwechsel anwendbar, weil im Fall der bloßen Übertragung der unmittelbaren Versorgungsverpflichtung auf eine Unterstützungskasse der bisherige Arbeitgeber zumindest subsidiär weiterhin verpflichtet ist (vgl. Blomeyer/Otto, BetrAVG, § 4 Rz. 116 f.). 

Eine wirksame Übertragung der unmittelbaren Versorgungszusage auf den Kläger erfolgte nicht, da es an der nach § 415 BGB erforderlichen Zustimmung der Gläubiger (Versorgungsberechtigten) fehlt. Eine solche Zustimmung hat der Kläger nicht vorgetragen, ist angesichts der Interessenlage der Berechtigten auch nicht zu erwarten gewesen. Für die Annahme einer konkludenten Zustimmung bedarf es eines unzweideutigen Verhaltens, aus dem die Zustimmung der Gläubiger erkennbar wird, den bisherigen Schuldner aus der Haftung zu entlassen. Eine solches Verhalten ist weder im bloßen Schweigen oder in der Annahme der Leistung zu sehen (ebenso LAG Hamm, DB 1990, 941).

Der Hinweis des Klägers auf § 151 BGB geht insoweit fehl. Es ist bereits zweifelhaft, ob die Vorschrift auf die Genehmigung einer empfangsbedürftigen Willenserklärung anwendbar ist und nicht lediglich den Zugang bei Annahmeerklärungen im Rahmen des zweiseitigen Vertragsschlusses betrifft. Hierauf kommt es im Streitfall nicht an, da die Versorgungsberechtigten aufgrund des Inhalts der Mitteilung vom 17.11.1987 nicht davon ausgehen konnten, dass die Firma S aus seiner Verpflichtung entlassen werden sollte. Denn in diesem Fall bedürfte es einer Anrechnung der Zahlung der Unterstützungskasse auf die Leistung der Firma S. nicht.

c) Die fortbestehende Verpflichtung des Trägerunternehmens hindert eine satzungsgemäße Zahlung nicht. Der Kläger hat seine Leistungen gemäß seiner Satzung und seines Leistungsplan erbracht. Zwar kann eine Leistung auch durch Dritte erfüllt werden (§ 267 BGB). Der Leistende ist jedoch aufgrund des Erklärungswertes der Leistungshandlung zu bestimmen. Aufgrund der Satzung, des Leistungsplanes, der Betriebsvereinbarung sowie der Mitteilung des Trägerunternehmens an die Versorgungsberechtigten erfolgte die Zahlung freiwillig in Erfüllung des Satzungszweckes. Denn die eigene Leistung des Klägers sollte nach den Vereinbarungen und dem Schreiben an die Versorgungsberechtigten zugleich auf die fortbestehende Verpflichtung des Trägerunternehmens angerechnet werden, diese also zugleich zum Erlöschen bringen. Dabei darf insbesondere nicht außer Betracht gelassen werden, dass für die Beurteilung einer Unterstützungskasse allein auf die formalrechtliche Satzungslage abzustellen ist. Erbringt die Unterstützungskasse folglich ihre Leistungen entsprechend ihrer Satzungsbestimmungen führt der gleichzeitige Untergang des Anspruchs gegenüber dem Trägerunternehmens nicht zu einer zweckwidrigen Mittelverwendung. Nach Auffassung des Senats kommt es nicht entscheidend darauf an, ob der Anspruch des Versorgungsberechtigten gegenüber dem Trägerunternehmen als subsidiärer Anspruch infolge der Geschäftsbesorgung der Unterstützungskasse besteht oder zunächst ein unmittelbarer Anspruch bestand, der  – wie im Streitfall - nach Änderung des Durchführungsweges infolge der Errichtung einer Unterstützungskasse und Übertragung entsprechenden Kassenvermögens rechtlich fortbesteht, wirtschaftlich aber dem subsidiären Anspruch völlig gleichsteht. In beiden Fällen steht dem Versorgungsberechtigte bei Ausfall der Unterstützungskasse ein unmittelbarer Anspruch gegen das Trägerunternehmen zu. Die Leistung der Unterstützungskasse bringt unabhängig von der rechtlichen Konstruktion stets auch den Anspruch gegenüber dem Trägerunternehmen zum Erlöschen. Demgemäß kann es nach der gesetzlichen Regelung nur darauf ankommen, dass die Unterstützungskasse entsprechend der satzungsrechtlichen Vorgaben verfährt. Dies ist im Streitfall – wie dargelegt – erfolgt, so dass die angefochtenen Steuerbescheide aufzuheben waren.

II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 FGO. Die Nebenentscheidung beruhen auf § 151 Abs. 1 und 3 FGO iVm. §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. Die Revision war gem. § 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zuzulassen.
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